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Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss
FORUM DER ZIVILGESELLSCHAFT DER WESTBALKANLÄNDER

Brüssel, 27./28. März 2006 

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Der EWSA hat als Vertreter der wirtschaftlichen und sozialen Einrichtungen der organisierten Zivilgesellschaft der EU das erste Forum der Zivilgesellschaft der Westbalkanländer veranstaltet. Daran haben fast 200 Personen teilgenommen, die die Organisationen der Zivilgesellschaft der West​balkanländer, den EWSA, die europäischen und internationalen Berufsverbände, die europäischen NGO, die Wirtschafts- und Sozialräte der EU-Mitgliedstaaten und der Westbalkanländer, die europäischen Institutionen und internationale Organisationen vertreten. Die Veranstaltung dieses Forums hat den Willen der Akteure der Zivilgesellschaft bewiesen, sich grenzüberschreitend zu versammeln, um über eine bessere gemeinsame Zukunft nachzudenken. Die Teilnehmer haben betont, dass die EU und die Regierungen der Westbalkanländer die Zivilgesellschaft der Westbalkanländer anhören müssen.

Nach zweitägiger Debatte haben die Forumsteilnehmer folgende Schlussfolgerungen gezogen:

Allgemeine Bemerkungen

1. Die Teilnehmer nehmen das Ergebnis der informellen Tagung der EU-Außenminister am 10./11. März 2006 in Salzburg zur Kenntnis. Bekräftigt wurde die europäische Zugehörigkeit der Westbalkanländer und die Unterstützung für die auf dem Gipfeltreffen im Juni 2003 in Thessaloniki verabschiedete Agenda.

2. Die Teilnehmer stellen jedoch auch fest, dass die Auswirkungen der Konflikte, die den West​balkanraum in den letzten 15 Jahren heimgesucht haben, immer noch spürbar sind. Der Frieden ist immer noch ein zerbrechlicher Prozess, insbesondere im Hinblick auf den Fortbestand neugeschaffener, bisweilen umstrittener Staatsstrukturen. Das Zusammenleben der verschiedenen Volksgruppen ist bisweilen weiterhin problematisch, umso mehr, als die Rückkehr der Flüchtlinge nicht überall geregelt ist.

3. Über rein politische Fragen hinaus bekräftigen die Teilnehmer, dass auch Armuts- und Kor​rup​tionsbekämpfung große Herausforderungen für die Zukunft des Westbalkanraums sind.

4. Das Jahr 2006 ist schon reich an bedeutenden politischen und symbolischen Ereignissen und dürfte für die Zukunft Serbien-Montenegros und die regionale Stabilität entscheidend werden, da ein Volksentscheid über die Unabhängigkeit Montenegros am 21. Mai sowie die Verhandlungen über den künftigen Status der Provinz Kosovo anstehen.

5. In diesem Zusammenhang halten es die Teilnehmer für unerlässlich, dass der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess vorangetrieben wird. Die EU muss sich im Westbalkanraum definitiv als wichtiger politischer und finanzieller Akteur behaupten, um nicht wieder die gleichen Fehler zu begehen wie in den 1990er Jahren.

6. Darüber hinaus begrüßen die Teilnehmer den in der jüngsten Mitteilung der Europäischen Kommission "Der westliche Balkan auf dem Weg in die EU: Konsolidierung der Stabilität und Steigerung des Wohlstands" zum Ausdruck gebrachten Willen, den Dialog mit der Zivilgesellschaft zu stärken und deren Ausbau zu fördern.

Die Lage der Zivilgesellschaft in den Westbalkanländern

7. Die Teilnehmer begrüßen die anhaltende Entwicklung einer organisierten Zivilgesellschaft in den Westbalkanländern. Die Vereinigungsfreiheit ist gewährleistet und hat die Entstehung von Organisationen der Zivilgesellschaft zu verschiedenen Themen ermöglicht. Von dieser Gesamtentwicklung haben v.a. die Arbeitgeberverbände und die Gewerkschaften profitiert.

8. Diese Vielfalt ist jedoch z.T. konjunkturell bedingt, v.a. durch den erheblichen Zufluss an internationalen Finanzmitteln im Anschluss an die kriegerischen Auseinandersetzungen in den 1990er Jahren. Wenn diese Faktoren allmählich entfallen, werden einige Finanzquellen für die Organisationen der Zivilgesellschaft schrittweise versiegen. Diese Organisationen müssen daher ihre Finanzquellen diversifizieren, um unabhängiger zu werden und ihre Arbeit fortführen zu können.

9. Somit sind eine Strukturierung des sozialen und des zivilen Dialogs sowie aktive Part​ner​schaften erforderlich, um die Wirkung der Aktivitäten der Organisationen der Zivilgesell​schaft auf die verschiedenen Politiken der Länder der Region zu verbessern.

10. Der soziale Dialog befindet sich im Westbalkanraum noch immer in der Entwicklungsphase. Obgleich zahlreiche Gesetze zur Organisation der Arbeitswelt verabschiedet und allmählich Wirtschafts- und Sozialräte eingesetzt worden sind, ist festzustellen, dass die Qualität des Dialogs noch nicht zufriedenstellend ist, sowohl zwischen der Regierung und den Sozial​partnern als auch der Sozialpartner untereinander. Bisweilen fällt es den bestehenden WSR schwer, die aktiven Sozialpartner effektiv zu repräsentieren.

11. Die zahlreichen in den Ländern der Region tätigen Organisationen der Zivilgesellschaft arbeiten in ganz verschiedenen Bereichen (Bildung, Armutsbekämpfung, Rückkehr der Flüchtlinge, Chancengleichheit zwischen Männern und Frauen, Rechte der Minderheiten usw.) und bilden eine ermutigende Ausgangsbasis für die Zukunft des zivilen Dialogs im Westbalkanraum. Sie müssen sich jedoch in naher Zukunft zwei großen Herausforderungen stellen: die Regierungen der Region dazu bewegen, einen strukturierten und konstruktiven Dialog mit ihnen zu führen, und sich untereinander besser koordinieren und zu einer effizienten Kooperation mit den Sozialpartnern gelangen.

12. Ein strukturierter und wirksamer sozialer Dialog ist nach Ansicht der Teilnehmer ein großer Vorteil für die Wirtschaftsentwicklung der Länder der Region und somit für die Armuts​bekämpfung. Ebenso ermöglicht ein regelmäßiger und von allen akzeptierter ziviler Dialog die Entstehung von Macht-Gegengewichten, die für ein ordentliches Funktionieren der Demokratie unerlässlich sind.

Empfehlungen an die Regierungen der Region, die EU und die in den Westbalkanländern tätigen Organisationen

13. Die Teilnehmer fordern die Regierungen der Westbalkanländer auf, systematisch nach fried​lichen Auswegen aus den politischen Streitigkeiten der 1990er Jahre zu suchen, um der Bevölkerung die Sicherheit und die Wirtschaftsentwicklung zu gewährleisten, die die Region so sehr braucht. Die Beilegung dieser Streitigkeiten muss unter uneingeschränkter Achtung der Rechte der Minderheiten erfolgen.

14. Die Teilnehmer rufen die Regierungen der Westbalkanländer auf, die Aktivitäten der legi​timen Organisationen der Zivilgesellschaft uneingeschränkt zu respektieren, die Entwicklung des sozialen und des zivilen Dialogs zu fördern, insbesondere durch Schaffung eines ange​messenen Rahmens von Vorschriften, und über dieses Stadium hinaus die Stellungnahmen und Empfehlungen sowie den Sachverstand der Organisationen der Zivilgesellschaft stärker zu berücksichtigen. Sie erwarten von der EU, dass sie diesen Prozess unterstützt.

15. Die Teilnehmer fordern die EU auf, sich als Garant der politischen und wirtschaftlichen Stabilität der Region einzusetzen und das in Thessaloniki gesteckte und in Salzburg bekräftigte Ziel beizubehalten, dass die Westbalkanländer der EU beitreten.

16. Um dieses Engagement einzuhalten, fordern die Teilnehmer die Mitgliedstaaten auf, alle Arten von Mobilität zwischen den Westbalkanländern und der EU zu erleichtern, was insbesondere eine Lockerung der derzeitigen Visapolitik erfordert.

17. Die Teilnehmer fordern die EU auf, den Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess fortzu​führen und die Organisationen der Zivilgesellschaft zufriedenstellender daran zu beteiligen. Dies muss u.a. dadurch erfolgen, dass in die künftigen Stabilisierungs- und Assoziierungs​abkommen eine Bestimmung aufgenommen wird, die die Einsetzung gemischter beratender Ausschüsse zwischen der Zivilgesellschaft der EU und jener der Unterzeichnerstaaten vorsieht.

18. Nach Auffassung der Teilnehmer muss es das künftige Instrument zur Unterstützung vor dem Beitritt ermöglichen, die Armut in der Region zu bekämpfen und gegen die schlimmsten Formen der Ausbeutung von Menschen vorzugehen.

19. Die Teilnehmer fordern die Europäische Kommission auf, im künftigen Instrument zur Unter​stützung vor dem Beitritt die erforderlichen Haushaltslinien zur Finanzierung der Aktivitäten der Organisationen der Zivilgesellschaft - so z.B. in den Bereichen Bildungswesen, Korrup​tionsbekämpfung, Minderheitenrechte, Chancengleichheit, v.a. zwischen Männern und Frauen - sowie zur Entwicklung des sozialen und des zivilen Dialogs vorzusehen.

20. Die Teilnehmer fordern alle betroffenen Parteien (EU, Staaten, Stabilitätspakt für Südost​europa, internationale Organisationen, Berufsverbände, Organisationen der Zivilgesellschaft) auf, sich weiterhin für den Westbalkanraum zu engagieren und ihre Aktivitäten vor Ort zu koordinieren, um den Bedürfnissen der Bevölkerung so gut wie möglich zu entsprechen.

21. Die Teilnehmer unterstützen insbesondere die Aktivitäten der Internationalen Arbeitsorgani​sation und fordern diese auf, ihre Präsenz in der Region zu stärken.

Künftige Aktivitäten mit dem EWSA

22. Die Teilnehmer fordern den EWSA auf, über seine Kontaktgruppe Westbalkanländer die Nachbereitung dieses Forums zu gewährleisten.

23. Um über ein von allen verwendbares Bezugsdokument zu verfügen, erstellt der EWSA in Zusammenarbeit mit den Organisationen der Zivilgesellschaft der Westbalkanländer eine eingehende Studie über die Zivilgesellschaft in diesen Ländern.

24. Der EWSA verpflichtet sich, die Entwicklung des sozialen und des zivilen Dialogs in der Region zu unterstützen, v.a. in Zusammenarbeit mit der Europäischen Kommission und der Internationalen Arbeitsorganisation.

25. Diese Unterstützung erfolgt durch konkrete Maßnahmen, angefangen mit der Einsetzung gemischter beratender Ausschüsse mit den Staaten, die EU-Beitrittsverhandlungen aufgenom​men haben. Ein erster GBA, mit Kroatien, wird demnächst eingesetzt.

26. Der EWSA entwickelt seine Beziehungen zu den in der Region bestehenden WSR weiter. Er unterstützt die Einsetzung von WSR, wo dies zweckmäßig scheint. In diesem Rahmen unter​stützt er die Schaffung eines landesweiten WSR in Bosnien-Herzegovina in Zusammenarbeit mit den an diesem Projekt beteiligten Organisationen.

27. Ggf. unterstützt der EWSA die Aktivitäten der verschiedenen Organisationen der Zivilgesell​schaft in der Region, v.a. im Bereich Erfahrungsaustausch und bewährte Praktiken, und beteiligt sich an diesen Aktivitäten.

28. Schließlich planen die Teilnehmer die Veranstaltung eines zweiten Forums der Zivilgesell​schaft der Westbalkanländer spätestens 2008, um eine Bilanz der Entwicklung der Lage in der Region und der Zusammenarbeit zwischen dem EWSA und den Organisationen der Zivil​gesellschaft der Westbalkanländer zu ziehen.
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